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Satzung über die Änderung
der Satzung der Stadt Regensburg für den Ausländerbeirat

(Ausländerbeiratssatzung – SAB)

vom 19. Februar 2009

Die Stadt Regensburg erlässt auf-
grund des Art. 23 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern folgen-
de Satzung:

§ 1 Änderung der Ausländerbei-
ratssatzung

Die Satzung der Stadt Regensburg
für den Ausländerbeirat (Auslän-
derbeiratssatzung – SAB) vom
14. April 1993 (AMBl. Nr. 17 vom
26. April 1993), geändert durch
Satzung vom 29. September 2004
(AMBl. Nr. 42 vom 11. Oktober
2004), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden nach
dem Wort „Gemeindeordnung“
die Worte „für den Freistaat Bay-
ern“ eingefügt.

2. In § 3 Abs. 1 Satz 2 werden die
Worte „die zuständige Stelle“

durch die Worte „das zuständige
Gremium“ ersetzt.

3. In § 4 Abs. 2 Satz 1 werden nach
„im Sinne“ die Worte „des Art.
116 Abs. 1“ eingefügt.

4. In § 4 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt
neu gefasst: „Falls bei der Wahl
des Ausländerbeirates weniger
als acht Mitglieder gewählt wer-
den, ist eine Ergänzungswahl
durchzuführen.“

5. In § 4 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort
„von“ durch das Wort „vom“
ersetzt.

6. In § 4 Abs. 5 Satz 1 wird das Wort
„sechs“ durch das Wort „fünf“
ersetzt. Die nachfolgenden Sätze
2 und 3 werden ersatzlos gestri-
chen.

7. In § 4 Abs. 6 wird das Wort „Bei-
rats“ durch das Wort "Beirates"
ersetzt.

8. In § 4 Abs. 7 wird „Abs. 2“ durch
„Abs. 1“ ersetzt.

9. In § 7 Abs. 4 werden die Worte
„des / der“ durch die Worte „der /
des“ ersetzt.

§ 2 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Regensburg, 19. Februar 2009
Stadt Regensburg

Hans Schaidinger
Oberbürgermeister

Wahlordnung für den Ausländerbeirat der Stadt Regensburg

vom 19. Februar 2009
Die Stadt Regensburg erlässt auf-
grund des Art. 23 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (GO)
folgende Satzung (Wahlordnung):

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Wahlgrundsätze

(1) Die Wahl zum Ausländerbeirat ist
allgemein, unmittelbar, frei, gleich
und geheim.

(2) Eine Briefwahl findet nicht statt.
(3) Die Wahlorgane richten ihre Ent-

scheidungen nach dieser Wahlord-
nung an den Grundsätzen aus, die
sich aus dem Geist demokratischer,

rechtsstaatlicher Wahlen ergeben.
Sie können hierbei auf die bei Wah-
len üblichen Grundsätze, insbeson-
dere auf Vorschriften des Gemein-
de- und Landkreiswahlgesetzes
(GLKrWG) und der Gemeinde- und
Landkreiswahlordnung (GLKrWO),
beide in ihrer jeweils gültigen Fas-
sung, zurückgreifen. Im Rahmen
dieser Prinzipien können sie auch
Gesichtspunkte der Zweckmäßig-
keit und Praktikabilität berück-
sichtigen.

§ 2
Wahldurchführung, Wahltag

(1) Die Wahl wird von der Stadt
Regensburg vorbereitet und durch-
geführt.

(2) Die Wahl wird an einem Sonntag
abgehalten. Ort und Zeit werden
spätestens drei Monate vor dem
Wahltag durch den Stadtrat festge-
setzt und bekanntgemacht. Die
Wahl findet in der Regel am Tag der
Europawahl statt.

(3) Die Abstimmung dauert von 8.00
Uhr bis 18.00 Uhr.

II. Abschnitt
Wahlorgane

§ 3
Wahlorgane

Wahlorgane sind
1. die Oberbürgermeisterin / der Ober-

bürgermeister als Wahlleiterin /
Wahlleiter (§ 4);

Die Wahl der stimmberechtigten Mitglieder des Ausländerbeirats der Stadt Regensburg findet am Tag der Europawahl,
also am Sonntag, 07. Juni 2009, statt.

Bekanntgabe des Wahltags für die Ausländerbeiratswahl
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2. der Wahlausschuss (§ 5);
3. ein oder mehrere Wahlvorstände

(§ 6).

§ 4
Wahlleiterin / Wahlleiter

(1) Die Wahlleiterin / Der Wahlleiter
trifft die Entscheidungen, die gemäß
dieser Wahlordnung nicht dem
Wahlausschuss vorbehalten sind.

(2) Sie / Er kann die Befugnisse nach
dieser Wahlordnung im Rahmen
der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern übertragen.

§ 5
Wahlausschuss

(1) Für jede Wahl wird ein Wahlaus-
schuss gebildet, der aus der Wahl-
leiterin / dem Wahlleiter als Vorsit-
zender / Vorsitzendem und sechs
Beisitzerinnen / Beisitzern besteht.
Drei Beisitzerinnen / Beisitzer wer-
den vom Stadtrat aus seiner Mitte
bestellt. Drei weitere Beisitzerin-
nen / Beisitzer sind Wahlberechtig-
te und werden auf Vorschlag des
Ausländerbeirates durch die Wahl-
leiterin / den Wahlleiter berufen.

(2) Der Wahlausschuss entscheidet
über Einwendungen gegen das
Wählerverzeichnis (§ 13), die Gül-
tigkeit der eingereichten Wahlvor-
schläge (§ 17) und die Reihenfolge
der Wahlvorschläge auf dem
Stimmzettel (§ 19). Er stellt ferner
das Wahlergebnis fest (§ 24).

(3) Der Wahlausschuss verhandelt,
berät und entscheidet in öffentli-
cher Sitzung, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allge-
meinheit oder auf berechtigte
Ansprüche Einzelner entgegenste-
hen. Über den Ausschluss der
Öffentlichkeit wird in nicht öffent-
licher Sitzung beraten und ent-
schieden. Die in nicht öffentlicher
Sitzung gefassten Beschlüsse sind
der Öffentlichkeit bekannt zu
geben, sobald die Gründe für die
Geheimhaltung weggefallen sind.
Der Wahlausschuss ist ohne Rück-
sicht auf die Zahl der erschienenen
Beisitzerinnen / Beisitzer be-
schlussfähig. Entscheidungen wer-
den mit einfacher Mehrheit getrof-
fen; die Stimme der / des Vorsitzen-
den gibt den Ausschlag bei Stim-
mengleichheit.

(4) Die / Der Vorsitzende bestimmt Zeit
und Ort der Sitzungen. Sie / Er lädt
die Beisitzerinnen / Beisitzer unter
Übersendung der Tagesordnung zu
den Sitzungen. Zeit, Ort und Gegen-
stand der Verhandlungen sind
bekanntzumachen, verbunden mit
dem Hinweis, dass jedermann Zu-
tritt zu den Sitzungen hat.

(5) Über die Verhandlungen des Wahl-
ausschusses ist eine Niederschrift
von einer / einem von der Wahlleite-
rin / dem Wahlleiter zu bestimmen-
den Schriftführerin / Schriftführer

anzufertigen. Die Schriftführerin /
Der Schriftführer ist nur stimmbe-
rechtigt, wenn sie / er zugleich Mit-
glied des Wahlausschusses ist. Die
Niederschrift ist von der Schriftfüh-
rerin / dem Schriftführer, von der
Wahlleiterin / dem Wahlleiter und
von den anwesenden Beisitzerin-
nen / Beisitzern zu unterzeichnen.

§ 6
Wahlvorstände

(1) Für jeden Stimmbezirk (§ 11) be-
stellt die Wahlleiterin / der Wahl-
leiter einen Wahlvorstand, der aus
der Wahlvorsteherin / dem Wahl-
vorsteher, deren / dessen Stellver-
tretung, einer Schriftführerin /
einem Schriftführer, deren / dessen
Stellvertretung sowie mindestens
zwei Beisitzerinnen / Beisitzern
besteht. Die Mitglieder des Wahl-
vorstands sind Bedienstete der
Stadt Regensburg oder Wahlbe-
rechtigte, die der deutschen Spra-
che mächtig sind. Findet gleichzei-
tig eine allgemeine Wahl oder eine
Abstimmung statt, sind hinsicht-
lich der Bildung der Wahlvorstände
die dafür geltenden Vorschriften
anzuwenden. Der Wahlvorstand ist
beschlussfähig, wenn mindestens
drei Mitglieder, darunter die Wahl-
vorsteherin / der Wahlvorsteher
und die Schriftführerin / der
Schriftführer oder deren / dessen
Stellvertretung, anwesend sind.

(2) Der Wahlvorstand sorgt für einen
ordnungsgemäßen Ablauf der
Wahl. Er entscheidet über Zwei-
felsfälle bei der Wahlhandlung und
Wahlergebnisermittlung mit Stim-
menmehrheit, wobei die Stimme
der Wahlvorsteherin / des Wahlvor-
stehers bei Stimmengleichheit den
Ausschlag gibt.

(3) Über die Wahlhandlung ist von der
Schriftführerin / dem Schriftführer
eine Niederschrift anzufertigen.

(4) Nach Abschluss der Tätigkeit über-
mittelt die Wahlvorsteherin / der
Wahlvorsteher die Wahlunterlagen
unverzüglich der Wahlleiterin /
dem Wahlleiter.

(5) Die Wahlleiterin / der Wahlleiter
kann allgemein anordnen, dass ein
oder mehrere Wahlvorstände
bestellt werden, die für mehrere
oder alle Stimmbezirke (§ 11)
zusammengefasst die Ergebniser-
mittlung der Ausländerbeirats-
wahl (§ 22) durchführen. In diesem
Fall finden Abs. 1 Sätze 2 und 3
nebeneinander Anwendung.

III. Abschnitt
Wahlberechtigung und Wählbarkeit

§ 7
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind alle Auslände-
rinnen / Ausländer, die am Tag der
Wahl

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,
2. seit mindestens sechs Monaten

ununterbrochen in Regensburg mit
Hauptwohnung gemeldet sind,

3.
a) eine Aufenthaltserlaubnis (§ 7

AufenthG), eine Niederlas-
sungserlaubnis (§ 9 AufenthG)
oder eine Erlaubnis zum Dauer-
aufenthalt-EG (§ 9a AufenthG)
besitzen oder

b) freizügigkeitsberechtigter Uni-
onsbürger oder gleichgestellter
Staatsangehöriger eines EWR-
Staates oder deren Familienan-
gehöriger sind oder

c) als Staatsangehöriger der
Schweiz oder deren Familienan-
gehöriger eine Aufenthaltser-
laubnis aufgrund des Abkom-
mens vom 21. Juni 1999 zwi-
schen der Europäischen Ge-
meinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft andererseits über die
Freizügigkeit besitzen oder

d) gemäß § 12 des Gesetzes über
die Rechtsstellung heimatloser
Ausländer vom Erfordernis
eines Aufenthaltstitels befreit
sind.

(2) Falls mehrere ausländische Staats-
angehörigkeiten bestehen, kann
das Wahlrecht nur einmal wahrge-
nommen werden. Wer neben der
ausländischen Staatsangehörig-
keit auch die deutsche Staatsange-
hörigkeit besitzt, darf an der Wahl
nicht teilnehmen.

(3) Für den Ausschluss des Wahlrechts
gilt Art. 2 GLKrWG sinngemäß.

§ 8
Wählbarkeit

Wählbar ist jede Ausländerin / jeder
Ausländer, die / der am Tag der Wahl
seit mindestens drei Jahren in Regens-
burg gemeldet ist und zum Zeitpunkt
der Einreichung der Wahlvorschläge
und am Wahltag wahlberechtigt ist.
Ausgenommen sind Ausländerinnen /
Ausländer, die
1. sich mit einer Aufenthaltserlaub-

nis nach § 16 oder § 17 AufenthG
oder

2. sich zu einem sonstigen seiner
Natur nach vorübergehenden
Zweck im Bundesgebiet aufhalten.
Dies ist insbesondere dann der Fall,
wenn
a) eine Aufenthaltserlaubnis nach

§ 18 AufenthG vorliegt, wenn
die Befristung der Zustimmung
der Bundesagentur für Arbeit
auf einer Verordnung nach § 42
Abs. 1 AufenthG bestimmten
Höchstbeschäftigungsdauer be-
ruht oder

b) wenn die Verlängerung der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 8 Abs. 2
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AufenthG ausgeschlossen wurde
oder

c) wenn die Aufenthaltserlaubnis
der Herstellung oder Wahrung
der familiären Lebensgemein-
schaft mit einem Ausländer
dient, der sich selbst nur zu
einem seiner Natur nach vorü-
bergehenden Zweck im Bundes-
gebiet aufhält, und bei einer
Aufhebung der Lebensgemein-
schaft kein eigenständiges Auf-
enthaltsrecht entstehen würde
oder

d) wenn eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 24 oder § 25 Abs. 4, Abs. 4a
oder Abs. 5 AufenthG vorliegt.

§ 9
Ausübung des Wahlrechts

(1) Die Ausübung des Wahlrechts ist
abhängig vom Eintrag in das Wäh-
lerverzeichnis (§ 10).

(2) Die Stimmabgabe kann grundsätz-
lich nur unter Vorlage eines amtli-
chen Lichtbildausweises (Reise-
pass, Pass- oder Ausweisersatz)
erfolgen.

IV. Abschnitt
Wählerverzeichnis, Wahlgebiet,
Stimmbezirke, Abstimmungs-

räume

§ 10
Wählerverzeichnis

(1) Die Stadt Regensburg legt ein Wäh-
lerverzeichnis an. In dieses werden
die Wahlberechtigten mit Famili-
ennamen und Vornamen, Geburts-
datum und Anschrift eingetragen.

(2) Falls mehrere Stimmbezirke gebil-
det werden, muss für jeden Stimm-
bezirk ein eigenes Wählerverzeich-
nis erstellt werden.

(3) Das Wählerverzeichnis wird / Die
Wählerverzeichnisse werden vom
20. bis 16. Tag vor dem Wahltag
während der Dienststunden zur
allgemeinen Einsicht öffentlich
ausgelegt. Auslegungsort und Aus-
legungszeit werden vor Beginn der
Auslegungsfrist festgesetzt und
öffentlich bekanntgegeben. In der
Bekanntmachung wird auf die Vor-
schriften der §§ 9, 12 und 13 dieser
Wahlordnung hingewiesen.

§ 11
Wahlgebiet, Stimmbezirke,

Abstimmungsräume
(1) Wahlgebiet ist das Stadtgebiet.
(2) Die Wahlleiterin / Der Wahlleiter

entscheidet nach Gesichtspunkten
der Zweckmäßigkeit für jede Wahl,
ob ein oder mehrere Stimmbezirke
gebildet werden.

(3) Für jeden Stimmbezirk ist mindes-
tens ein Abstimmungsraum einzu-
richten. Im Falle des § 6 Abs. 5 die-

ser Wahlordnung ist ein entspre-
chender Auszählungsraum zu be-
stimmen.

§ 12
Wahlbenachrichtigung

Alle Wahlberechtigten erhalten von
der Stadt vor Auslegung des Wähler-
verzeichnisses eine Wahlbenachrichti-
gung, in der der / dem Wahlberechtig-
ten mitgeteilt wird, dass sie / er in das
Wählerverzeichnis eingetragen ist.
Die Wahlbenachrichtigung enthält
neben den Daten des Wählerverzeich-
nisses (§ 10 Abs. 1) Angaben über den
Abstimmungsraum, den Wahltag und
die Abstimmungszeit. Ferner wird auf
die Bestimmungen des § 9 dieser
Wahlordnung hingewiesen.

§ 13
Einwendungen gegen das Wähler-

verzeichnis
(1) Einwendungen gegen das Wähler-

verzeichnis können innerhalb der
Auslegungsfrist schriftlich oder
mündlich bei der Stadt vorgebracht
werden.

(2) Die Entscheidung über die Einwen-
dungen trifft die Wahlleiterin / der
Wahlleiter. Entspricht sie / er den
Einwendungen nicht, so entschei-
det der Wahlausschuss bis spätes-
tens am 6. Tag vor der Wahl. Die
Regelungen des GLKrWG und der
GLKrWO bezüglich der Fristen für
die Ladung der Mitglieder des
Wahlausschusses und für die
öffentliche Bekanntmachung fin-
den keine Anwendung.

§ 14
Änderungen des Wählerverzeich-

nisses
(1) Wird einer Einwendung gegen das

Wählerverzeichnis stattgegeben,
so ist dieses entsprechend zu
berichtigen.

(2) Das Wählerverzeichnis wird am
2. Tag vor der Wahl um 15.00 Uhr
abgeschlossen.

V. Abschnitt
Wahlvorschläge

§ 15
Aufforderung zur Einreichung

von Wahlvorschlägen
(1) Nachdem der Wahltag festgelegt

ist, gibt die Wahlleiterin / der Wahl-
leiter die Zahl der zu wählenden
Personen öffentlich bekannt und
fordert zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen binnen einer von ihr /
ihm zu bestimmenden Frist auf.

(2) Die Wahlleiterin / Der Wahlleiter
weist dabei auf die Vorschriften der
§§ 8 und 16 hin.

§ 16
Einreichung der Wahlvorschläge

(1) Für die Wahlvorschläge sind ein-
heitliche Formblätter zu verwen-
den, die von der Stadt zur Verfü-
gung gestellt werden.

(2) Wahlvorschläge können nur von
Wählergruppen eingereicht wer-
den. Wählergruppen im Sinne die-
ser Wahlordnung sind Vereinigun-
gen von wahlberechtigten Auslän-
derinnen / Ausländern, die sich an
der Wahl des Ausländerbeirates
beteiligen wollen. Jede Wähler-
gruppe darf nur einen Wahlvor-
schlag einreichen.

(3) Jeder Wahlvorschlag darf höchs-
tens so viele Bewerberinnen /
Bewerber enthalten, als gemäß § 4
Abs. 2 Satz 1 der Satzung der Stadt
Regensburg für den Ausländerbei-
rat zu wählen sind.

(4) Jeder Wahlvorschlag muss mindes-
tens fünf Bewerberinnen / Bewer-
ber mit unterschiedlichen Staats-
angehörigkeiten enthalten.

(5) Die Nominierung der Bewerberin-
nen / Bewerber und die Reihenfolge
ihrer Nennung auf dem Wahlvor-
schlag bestimmt die einreichende
Wählergruppe. Die Bewerber müs-
sen in Druckbuchstaben mit Vorna-
men und Familiennamen, Geburts-
datum, Beruf, Staatsangehörigkeit
und Anschrift aufgeführt werden.
Für jede Bewerberin / jeden Bewer-
ber muss eine Erklärung, dass sie /
er mit der Aufnahme in den Wahl-
vorschlag einverstanden ist, beige-
legt werden. Die Einverständniser-
klärung kann nach Ablauf der Ein-
reichungsfrist nicht mehr zurück-
genommen werden. Jede Bewerbe-
rin / Jeder Bewerber darf nur in
einem Wahlvorschlag aufgeführt
werden.

(6) Jeder Wahlvorschlag trägt den
Namen der einreichenden Wähler-
gruppe als Kennwort. Zur deutli-
chen Unterscheidung der Wahlvor-
schläge kann eine weitere Bezeich-
nung beigefügt werden. Gemeinsa-
me Wahlvorschläge von Wähler-
gruppen müssen die Namen aller
daran beteiligten Gruppen tragen.

(7) Jede Wählergruppe benennt für
ihren Wahlvorschlag eine Beauf-
tragte / einen Beauftragten. Sie / Er
hat den Wahlvorschlag zu unter-
zeichnen und kann ferner verbind-
liche Erklärungen zum Wahlvor-
schlag abgeben.

(8) Jedem Wahlvorschlag müssen die
Unterschriften von mindestens
50 Wahlberechtigten beigefügt wer-
den (Unterstützungsliste). Jede /
Jeder Wahlberechtigte darf dabei
nur einen Wahlvorschlag unter-
stützen. Dabei müssen Vorname
und Familienname, Geburtsdatum
und Wohnanschrift in Druckbuch-
staben in lateinischen Buchstaben
angegeben werden. Die Unter-
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zeichnung eines Wahlvorschlages
durch Bewerberinnen / Bewerber
selbst ist unzulässig.

§ 17
Ungültige Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge sind ungültig,
1. wenn sie nicht rechtzeitig bei der

Stadt eingereicht worden sind,
2. wenn nicht die von der Stadt zur

Verfügung gestellten einheitli-
chen Formblätter verwendet
worden sind,

3. wenn die vorgeschriebenen
Unterstützungsunterschriften
und die hierzu erforderlichen
Angaben fehlen,

4. wenn darin nicht wählbare Per-
sonen enthalten sind,

5. wenn die für Bewerberinnen /
Bewerber vorgeschriebenen
Angaben nicht enthalten sind
oder diese nicht lesbar sind,

6. wenn darin mehr Bewerberin-
nen / Bewerber als zulässig auf-
geführt sind,

7. wenn gleiche Bewerberinnen /
Bewerber in verschiedenen
Wahlvorschlägen genannt wer-
den,

8. wenn die Einverständniserklä-
rung der Bewerberinnen /
Bewerber zu ihrer Aufnahme in
den Wahlvorschlag fehlt.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 4
bis 8 ist der Wahlvorschlag nur
bezüglich derjenigen Bewerberin-
nen / Bewerber ungültig, auf die
sich der jeweilige Mangel bezieht.

(3) Bei der Überprüfung können die
jeweiligen Beauftragten hinzuge-
zogen werden. In den Fällen des
Absatzes 1 Nrn. 2 bis 8 ist den
Beauftragten zur Mängelbeseiti-
gung eine Frist von 14 Werktagen
zu gewähren.

§ 18
Prüfung durch den Wahlaus-

schuss und Bekanntmachung der
Wahlvorschläge

(1) Der Wahlausschuss prüft die einge-
reichten Wahlvorschläge und ent-
scheidet über die Zulassung.

(2) Die Wahlleiterin / Der Wahlleiter
macht die zugelassenen Wahlvor-
schläge bekannt.

VI. Abschnitt
Durchführung der Wahl und Fest-

stellung des Wahlergebnisses

§ 19
Stimmzettel

(1) Der Stimmzettel wird in deutscher
Sprache abgefasst.

(2) Der Stimmzettel enthält die vom
Wahlausschuss zugelassenen

Wahlvorschläge mit dem Kennwort
und Familiennamen, Vornamen,
Beruf und Staatsangehörigkeit der
Bewerberinnen / Bewerber.

(3) Die Reihenfolge der Wahlvorschlä-
ge richtet sich nach der GLKrWO.
Ein sich über jedem Wahlvorschlag
in der Kopfleiste befindlicher Kreis
dient der Kennzeichnung.

(4) Die Zurücknahme von Wahlvor-
schlägen und der Rücktritt von
Bewerberinnen / Bewerbern ist
nicht möglich (§ 16 Abs. 5 Satz 4).
Bei Wegzug oder Tod einer Bewer-
berin / eines Bewerbers vor dem
Zusammentritt des Wahlausschus-
ses kann die / der Beauftragte den
Wahlvorschlag wieder auf die
ursprüngliche Bewerberzahl
ergänzen, ohne eine neue Unter-
stützungsliste für den Wahlvor-
schlag einreichen zu müssen.

§ 20
Verfahrensgrundsätze

(1) Für das Verfahren bei der Vornah-
me der Wahlhandlung gelten die
Vorschriften des Gemeindewahl-
rechts entsprechend.

(2) In jedem Abstimmungsraum ist ein
Abdruck des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes, der Gemeinde-
und Landkreiswahlordnung, der
Satzung der Stadt Regensburg für
den Ausländerbeirat und dieser
Wahlordnung auszulegen.

§ 21
Stimmabgabe

(1) Die Wahl wird nach den Grundsät-
zen der Verhältniswahl durchge-
führt, wenn mehrere gültige Wahl-
vorschläge vorliegen. Bei der
Stimmabgabe ist Folgendes zu
beachten:
1. Jede Wählerin / Jeder Wähler

hat eine Stimme.
2. Die Wählerin / Der Wähler kann

seine Stimme nur einem Wahl-
vorschlag geben. Jegliche Er-
gänzungen von Wahlvorschlä-
gen durch die Wählerin / den
Wähler sind, außer bei Mehr-
heitswahl, unzulässig. Gleiches
gilt für das Streichen von
Bewerberinnen / Bewerbern.

3. Die Stimmvergabe erfolgt durch
das Setzen eines Kreuzes in den
Kreis, der in der Kopfleiste des
Wahlvorschlages angebracht
ist, oder durch eine sonstige
zweifelsfreie Kennzeichnung
des Wahlvorschlages.

(2) Wird nur ein oder kein gültiger
Wahlvorschlag eingereicht, so wird
die Wahl nach den Grundsätzen
der Mehrheitswahl ohne Bindung
an die vorgeschlagenen Bewerbe-
rinnen / Bewerber durchgeführt.
Jede Wählerin / Jeder Wähler hat
so viele Stimmen, wie stimmbe-

rechtigte Mitglieder des Auslän-
derbeirates gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1
der Satzung der Stadt Regensburg
für den Ausländerbeirat zu wählen
sind.

(3) Eine Zurückweisung einer Wähle-
rin / eines Wählers durch den Wahl-
vorstand hat dann zu erfolgen,
wenn sie / er
1. nicht in das Wählerverzeichnis

eingetragen ist,
2. bereits einen Stimmabgabever-

merk im Wählerverzeichnis hat,
außer es kann zweifelsfrei fest-
gestellt werden, dass sie / er
noch nicht gewählt hat,

3. den Stimmzettel außerhalb der
Wahlkabine gekennzeichnet
hat,

4. ihre / seine Identität nicht zwei-
felsfrei nachweist.

(4) Im Falle einer Anordnung nach § 6
Abs. 5 dieser Wahlordnung kann
für die Stimmabgabe die Verwen-
dung von amtlichen Stimmzettel-
umschlägen vorgeschrieben wer-
den.

§ 22
Ergebnisermittlung

(1) Unmittelbar nach Beendigung der
Wahlhandlung ermittelt der Wahl-
vorstand das Wahlergebnis für den
Stimmbezirk.
Er stellt fest:
1. die Zahl der Wahlberechtigten,
2. die Zahl der Wählerinnen /

Wähler,
3. die Zahl der für die einzelnen

Wahlvorschläge - im Falle der
Mehrheitswahl für die einzel-
nen sich bewerbenden oder
benannten Personen – abgege-
benen gültigen Stimmen,

4. die Zahl der im Stimmbezirk
insgesamt abgegebenen ungül-
tigen Stimmen.

(2) Sämtliche Mitglieder des Wahlvor-
standes haben die Wahlnieder-
schrift zu unterzeichnen.

(3) Im Falle einer Anordnung nach § 6
Abs. 5 dieser Wahlordnung gelten
die Absätze 1 und 2 mit der Maßga-
be, dass die Ergebnisermittlung für
das gesamte Wahlgebiet innerhalb
von drei Tagen erfolgen kann und
für Wahlhandlung und Ergebniser-
mittlung jeweils getrennte Wahl-
niederschriften geführt werden.

§ 23
Ungültigkeit der Stimmzettel und

der Stimmabgabe
(1) Die im Gemeindewahlrecht ge-

nannten Kriterien für die Ungültig-
keit von Stimmzetteln und der
Stimmvergabe finden bei der Wahl
des Ausländerbeirates entspre-
chend Anwendung.

(2) In Zweifelsfällen entscheidet der
Wahlvorstand über die Gültigkeit
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von Stimmzetteln und über alle bei
der Ermittlung des Wahlergebnis-
ses sich ergebenden Beanstandun-
gen. Die Gründe für die Entschei-
dung des Wahlvorstandes hat die
Wahlvorsteherin / der Wahlvorste-
her auf der Rückseite des Stimm-
zettels mit Unterschrift zu vermer-
ken, wobei er gleichzeitig das
Abstimmungsverhältnis angeben
muss. Stimmzettel, über deren Gül-
tigkeit der Wahlvorstand beschlos-
sen hat, sind der Wahlniederschrift
als Anlagen beizufügen.

(3) Im Falle des § 21 Abs. 4 dieser
Wahlordnung gelten die Absätze 1
und 2 bei Verwendung von amtli-
chen Stimmzettelumschlägen ent-
sprechend.

§ 24
Feststellung des Wahlergebnisses
(1) Das Wahlergebnis wird durch den

Wahlausschuss festgestellt.
(2) Dabei wird ermittelt:

1. die Zahl der Wahlberechtigten
insgesamt,

2. die Zahl der Wählerinnen /
Wähler insgesamt,

3. die auf die einzelnen Wahlvor-
schläge - im Falle der Mehr-
heitswahl auf die einzelnen sich
bewerbenden oder benannten
Personen - entfallene Gesamt-
stimmenzahl,

4. die Zahl der insgesamt abgege-
benen ungültigen Stimmen.

VII. Abschnitt
Sitzverteilung

§ 25
Verteilung der Sitze auf die Wahl-

vorschläge
(1) Die gemäß § 4 Abs. 2 der Satzung

der Stadt Regensburg für den Aus-

länderbeirat zu vergebenden Sitze
werden vom Wahlausschuss auf die
an der Wahl beteiligten Wahlvor-
schläge nach dem Verhältnis der
Gesamtzahlen der auf die einzel-
nen Wahlvorschläge entfallenen
gültigen Stimmen verteilt. Bei glei-
chem Anspruch mehrerer Wahlvor-
schläge auf einen Sitz entscheidet
das Los.

(2) Die Verteilung der Sitze auf die
Wahlvorschläge erfolgt nach dem
sogenannten Hare / Niemeyer-Ver-
fahren.

§ 26
Zuteilung der Sitze an die Bewer-

berinnen / Bewerber

(1) Der Wahlausschuss weist die auf
die einzelnen Wahlvorschläge ent-
fallenen Sitze den Bewerberinnen /
Bewerbern in der im Wahlvor-
schlag angegebenen Reihenfolge
zu.

(2) Entfallen auf einen Wahlvorschlag
mehr Sitze als er Bewerberinnen /
Bewerber hat, so bleiben die übri-
gen Sitze unbesetzt.

§ 27
Dokumentation und Bekanntgabe

des Wahlergebnisses

(1) Die gemäß § 5 Abs. 5 dieser Wahl-
ordnung zu fertigende Nieder-
schrift über die Verhandlungen des
Wahlausschusses ist von allen
anwesenden Mitgliedern zu unter-
zeichnen.

(2) Nachdem der Wahlausschuss die in
den §§ 24 bis 26 dieser Wahlord-
nung enthaltenen Feststellungen
getroffen und bestätigt hat, ver-
kündet die Wahlleiterin / der Wahl-
leiter das Wahlergebnis.

(3) Das Wahlergebnis wird im Amts-
blatt der Stadt Regensburg be-
kanntgemacht.

(4) Binnen 14 Tagen nach Verkündung
des Wahlergebnisses können von
Wahlberechtigten und Wähler-
gruppen Einwendungen wegen
Verletzung wahlrechtlicher Vor-
schriften gegen das Wahlergebnis
schriftlich oder zur Niederschrift
bei der Stadt Regensburg erhoben
werden.

VIII. Abschnitt
Schlussvorschriften

§ 28
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen im Sinne dieser
Wahlordnung können durch öffentli-
chen Aushang bewirkt werden.

§ 29
Kosten der Wahl

Die Kosten der Wahl trägt die Stadt
Regensburg. Gesichtspunkte der Kos-
tenminimierung, der Zweckmäßigkeit
und der Praktikabilität sind zu beach-
ten.

§ 30
Inkrafttreten

(1) Diese Wahlordnung tritt am Tage
nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Wahlordnung
für den Ausländerbeirat der Stadt
Regensburg vom 14. April 1993
(AMBl. Nr. 17 vom 26. April 1993)
außer Kraft.

Regensburg, 19. Februar 2009
Stadt Regensburg

Hans Schaidinger
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung

Die Stadt Regensburg, Bauordnungs-
amt, erteilte mit Bescheid vom
11.02.2009 (Az. 03568/2008 - 03) die
beantragte baurechtliche Genehmi-
gung für die Nutzungsänderung von
Büro in Hotel auf dem Anwesen Re-
gensburg, Gutenbergstr. 17, Gemar-
kung Regensburg, Flurstück 3187/3.
Die Genehmigung beinhaltet eine Ho-
telnutzung mit 18 Betten in einem
Teilbereich des Erdgeschoss des beste-
henden Gebäudes. Ein Gaststättenbe-
trieb findet nicht statt.

Aufgrund der gegenständlichen Nut-
zungsänderung war eine Neubeurtei-
lung der abstandsflächenrechtlichen

Situation veranlasst. Von den Vor-
schriften über die Tiefe der Abstands-
flächen wurden Abweichungen zuge-
lassen. Die Abweichungen beziehen
sich auf die Nichteinhaltung der
Abstandsflächen vor allen Außenwän-
den des Bestandsgebäudes. Eine
Änderung der Gebäudekubatur erfolgt
aufgrund der erteilten Genehmigung
nicht. Da durch die nunmehr geneh-
migte Nutzung keine stärkere Beein-
trächtigung der nachbarlichen Belan-
ge erfolgt als bisher, konnten die
Abweichungen nach pflichtgemäßem
Ermessen zugelassen werden.

Der Baugenehmigung für das oben
beschriebene Vorhaben liegen die mit

amtlichem Prüfvermerk vom
11.02.2009 versehenen Bauvorlagen
zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb
eines Monats nach seiner Bekanntga-
be (in Form dieser öffentlichen Be-
kanntmachung) Klage beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht in Regens-
burg, Postfachanschrift: 11 01 65,
93014 Regensburg, Hausanschrift:
Haidplatz 1, 93047 Regensburg,
schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
dieses Gerichts erhoben werden. Die
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Klage muss den Kläger, die/den Be-
klagte(n) (hier: Stadt Regensburg) und
den Gegenstand des Klagebegehrens
bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begründung
dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, der angefochtene
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage
und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten
beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung:

Die Monatsfrist wird mit dem Tage
dieser öffentlichen Bekanntmachung
in Lauf gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6
Bayer. Bauordnung).

Durch das Gesetz zur Änderung des
Gesetzes zur Ausführung der Verwal-

tungsgerichtsordnung vom 22.06.2007
(GVBl. S. 390) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Bau-
rechts abgeschafft. Es besteht keine
Möglichkeit, gegen den erteilten
Bescheid Widerspruch einzulegen.

Die Klageerhebung durch E-Mail ist
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den
Bescheid hat gemäß § 212 a Abs. 1
Baugesetzbuch keine aufschiebende
Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung
der aufschiebenden Wirkung kann
beim Bayer. Verwaltungsgericht
Regensburg gestellt werden (§ 80 a
Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 80
Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichts-
ordnung).

Sonstiger Hinweis:
Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können beim Bauordnungs-

amt der Stadt Regensburg (Neues
Rathaus, 3. Obergeschoss, Zi.Nr. 394)
während der allgemeinen Geschäfts-
zeiten (Montag, Dienstag und Freitag
von 8.00 bis 11.30 Uhr sowie am Don-
nerstag von 8.00 bis 13.00 Uhr und
von 15.00 bis 17.30 Uhr) eingesehen
werden. Eine vorherige Terminverein-
barung, Telefon (0941) 507-3631, wird
empfohlen.

Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Raab
Leitender Rechtsdirektor

Einladung
zur Jagdversammlung

der Jagdgenossenschaft Regensburg-Nord
am 25. 03. 2009, um 20.00 Uhr,
im Hotel Götzfried, Wutzlhofen

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Bericht des Jagdvorstehers
über das abgelaufene Jagdjahr

2. Kassenbericht
3. Entlastung der Vorstandschaft und des Kassiers
4. Verwendung des Jagdpachtschillings
5. Sonstiges.

Jagdgenossenschaft Regensburg-Nord

Die Vorstandschaft

Einladung
zur Jahreshauptversammlung

der Jagdgenossenschaft Regensburg-Graß
am 17. 03. 2009, 19.30 Uhr,

im Gasthaus Schlegl in Graß

Tagesordnung:

1. Begrüßung
2. Verlesung der Niederschrift
3. Bericht des Jagdvorstehers
4. Kassenbericht
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Entlastung der Vorstandschaft
7. Bildung eines Wahlausschusses
8. Wahl des Jagdvorstehers
9. Verwendung des Jagdpachtschillings

10. Verschiedenes

Regensburg, 18. Februar 2009

Josef Rieger
Stellvertretender Jagdvorsteher
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